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Ernsthaftigkeit dieser schwarz-grünen Landesregie-
rung gegenüber unseren Krankenhäusern. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Marco 
Schmitz [CDU] – Karl-Josef Laumann, Minis-
ter für Arbeit, Gesundheit und Soziales: Was 
war das?) 

Ich möchte Ihnen jetzt noch ein paar Punkte vorstel-
len, für die wir Mittel beantragt haben, die Sie leider 
aus verschiedenen Gründen nicht haben wollen. Das 
mit der Aidshilfe hat wie jedes Jahr kurz vor knapp 
noch funktioniert. Was leider gar nicht funktioniert, 
sind die Mittel für die Menschen, die drogenabhängig 
sind. Gemessen am Bevölkerungsanteil liegt die Zahl 
der Drogentoten in Nordrhein-Westfalen inzwischen 
fast um das Doppelte über dem bundesweiten Ni-
veau. Angesichts des drastischen und im Vergleich 
der Bundesländer deutlich überproportionalen An-
stiegs der Zahl der Drogentoten muss hinterfragt 
werden, wie wirksam die aktuelle Drogenpolitik die-
ses Landes ist.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Derzeit treten auch neue Problemlagen auf. So hat 
während der Pandemie der Crackkonsum deutlich 
zugenommen. Aus den Niederlanden kommt jetzt 
der Trend, dass Jugendliche Lachgas als neue Par-
tydroge entdecken. Diesen Herausforderungen müs-
sen wir uns dringend stellen.  

(Beifall von der FDP und Thorsten Klute 
[SPD]) 

Die Träger müssen zudem Tariferhöhungen und In-
flation stemmen. Dazu kommt noch, dass Schwarz-
Grün den Gesamtansatz im Bereich „Suchthilfe“ um 
1,5 Millionen Euro abgesenkt hat. Das ist ja wohl die 
völlig falsche Richtung. Die Suchthilfe braucht viel-
mehr zusätzliche Mittel. Wir machen uns für neue 
Präventionsangebote stark. Die Finanzierung von 
Überlebenshilfen sowie von Krankenwohnungen für 
Suchtkranke muss ebenfalls dringend ausgebaut 
werden.  

Aus unserer Sicht ist auch der flächendeckende Aus-
bau der Kinderschutzambulanzen notwendig. Sie 
sind ein wichtiger Bestandteil der Versorgung von 
Kindern, die Opfer von Vernachlässigung, Misshand-
lung oder Missbrauch geworden sind. Sie leisten 
Hilfe durch kindgerechte Diagnostik von Verdachts-
fällen oder im Rahmen der Krisenintervention. Aller-
dings wird die Arbeit der Kinderschutzambulanzen 
bisher nur teilweise refinanziert. Auch bei den Stand-
orten gibt es noch Lücken. Unser Ziel muss es sein, 
dass in jedem Kreis beziehungsweise in jeder kreis-
freien Stadt ein direkter und ortsnaher Zugang zu ei-
ner Kinderschutzambulanz möglich ist. Wir hatten 
dafür eine Aufstockung der Förderung um 500.000 
Euro vorgesehen, die aber von Ihnen nicht geneh-
migt wurde.  

Leider hat dieser Schwerpunkt in den Haushaltsbe-
ratungen ebenso wenig eine Mehrheit bekommen 
wie die Aufstockung des Ansatzes für die Diabe-
tesprävention an Schulen um 100.000 Euro. Die bis-
her erzielten Erfolge bei der Inklusion von Kindern 
und Jugendlichen mit Diabetes im Schulalltag müs-
sen gesichert werden. Dazu sind die Schulungsan-
gebote für das Personal von Schulen und Kitas wei-
ter auszubauen und die Begleitung bei Ausflügen 
und Klassenfahrten weiterhin zu fördern. Auch dazu 
konnten sich die Regierungsfraktionen nicht durch-
ringen. Wir reden hier lediglich von 100.000 Euro, da-
mit dieses Personal, das aktuell einen grandiosen 
Job für unsere Kinder und in den Schulen macht, ver-
nünftig weiterarbeiten kann. 

(Zuruf von Karl-Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) 

Das alles soll umstrukturiert werden. Wir sind kom-
plett dagegen; das wollen wir nicht. 

Auch die Digitalisierung der medizinischen Versor-
gung in Nordrhein-Westfalen wird längst nicht so vo-
rangetrieben, wie es eigentlich notwendig wäre. Ge-
rade im Hinblick auf den Einsatz von Künstlicher In-
telligenz im Gesundheitswesen sind zusätzliche Initi-
ativen und Projekte nötig, um eine schnelle Umset-
zung zu fördern. Die vorgesehene Kürzung der 
Haushaltsmittel für diese Zielgruppe ist daher extrem 
kontraproduktiv. 

Für manche Sachen hingegen ist immer Geld vor-
handen. So bekommt das Lieblingsprojekt der Grü-
nen, nämlich das Modellvorhaben für Gesundheits-
regionen und Gesundheitszentren, mal eben 2 Milli-
onen Euro. Ob dieses Geld wirklich gut investiert ist, 
erscheint uns mehr als fragwürdig. Damit werden 
letztlich nur zusätzliche Strukturen neben der Regel-
versorgung geschaffen. Dafür werden dann Mittel für 
Angebote freier Träger zur Gesundheitsförderung 
wieder gekürzt.  

Das ist wie bei den anderen genannten Punkten eine 
falsche Prioritätensetzung im Gesundheitshaushalt. 
Daher lehnen wir diesen ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. – Für die Grünenfraktion 
spricht jetzt die Abgeordnete Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Unser Ge-
sundheitssystem steht vor immensen Herausforde-
rungen – darin sind wir uns alle einig. Im demografi-
schen Wandel benötigen immer mehr ältere Men-
schen immer mehr medizinische Versorgung. Immer 
mehr Fachkräfte werden gebraucht, um diesen stei-
genden Bedarf zu decken. 
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Ja, wir haben knappe Kassen, die finanziellen Spiel-
räume sind eng, aber es reicht nicht, immer nur mehr 
Geld zu fordern, denn auch die Köpfe fehlen. Wir 
brauchen kluge Lösungen, um unser Gesundheits-
system für morgen sattelfest zu machen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Wir brauchen Stabilität und Planungssicherheit so-
wie gleichzeitig auch Innovation, Transformation und 
neue Strukturen. Genau daran orientiert sich unser 
Haushaltsentwurf. 

Nehmen wir die Krankenhäuser: Im Bund schreiten 
die Planungen für eine Reform der Krankenhausfi-
nanzierung voran. Wir brauchen aber auch Über-
gangslösungen. 10.000 Fachkräfte haben vor eini-
gen Wochen hier vor dem Landtag demonstriert. Ihre 
Forderungen nach einer besseren Finanzierung der 
Betriebskosten sowie einer Übernahme von Preis-
steigerungen und Tarifsteigerungen gingen in Rich-
tung Bundesgesundheitsminister Lauterbach. 

Wir haben darauf reagiert und eine parlamentarische 
Initiative sowie eine Bundesratsinitiative ins Leben 
gerufen. Zwischen Bund und Ländern wird bei der 
Krankenhausreform derzeit um finale Lösungen ge-
rungen. Diese finalen Lösungen müssen bald kom-
men, denn unser Zeitfenster für grundlegende Ver-
änderungen darf nicht ungenutzt bleiben. Um den 
ökonomischen Druck von den Kliniken zu nehmen, 
brauchen wir die geplanten Vorhaltepauschalen. Un-
ser System braucht dringend neue Strukturen. Ein 
Scheitern der Verhandlungen ist keine Option. 

Auch hier im Land NRW stellen wir uns unserer Ver-
antwortung für die Krankenhausplanung. Wir haben 
die fortschrittlichste Krankenhausplanung im Länder-
vergleich. Wir nehmen für die Krankenhausplanung 
in dieser Legislaturperiode zusätzlich 2,5 Milliarden 
Euro in die Hand. Wir investieren allein im kommen-
den Jahr die beeindruckende Summe von 1 Milliarde 
Euro für unsere Krankenhäuser, 

(Thorsten Klute [SPD]: 1,8 Milliarden Euro 
werden gebraucht!) 

darunter 150 Millionen Euro für die Umsetzung der 
Krankenhausplanung. Schon 2024, also im nächsten 
Jahr, können weitere Gelder von den Kliniken bean-
tragt werden, damit – so ist es geplant – die Summe 
von 2,5 Milliarden Euro von den Krankenhäusern 
ausgeschöpft werden kann. 

Wir wollen aber nicht nur in die Versorgung investie-
ren, wir wollen sie auch klimaresilient gestalten, denn 
die gesundheitlichen Gefahren des Klimawandels 
sind schon heute drastisch, und sie werden sich noch 
weiter verschärfen. Aktuelle Daten des Berichts 
„Lancet Countdown on health and climate change“ 
zeigen, dass die Zahl der Hitzetoten bei den über 65-
Jährigen in den vergangenen zwei Jahrzehnten welt-
weit um 85 % gestiegen ist. 

Morgen startet die Weltklimakonferenz in Dubai. Die 
bedrohlichen Auswirkungen des Klimawandels auf 
die Gesundheit werden auch dort eine zentrale Rolle 
spielen. 

Unser Gesundheitssystem hier in NRW muss auf die 
Anforderungen extremer Hitze und weiterer gesund-
heitlicher Gefahren nicht nur vorbereitet werden, 
sondern auch selbst einen Beitrag zur Reduktion kli-
maschädlicher Gase leisten. Viele Kliniken haben 
sich schon auf den Weg gemacht, sind Vorreiter in 
NRW und auf dem Weg zum Green Hospital. Jetzt 
kommt auch endlich die lang ersehnte Finanzspritze 
der Landesregierung in Höhe von über 800 Millionen 
Euro, verteilt auf die kommenden Jahre. 

Lassen Sie uns aber nicht nur über Krankenhäuser 
reden. Der Großteil der Gesundheitsversorgung fin-
det im niedergelassenen Bereich statt. Die Potenzi-
ale von Ambulantisierung und sektorenübergreifen-
der Versorgung sind noch lange nicht gehoben. Auch 
hier setzen wir neue Impulse, die wir mit Geld hinter-
legen. 2 Millionen Euro stehen für Modellgesund-
heitsregionen sowie weitere 500.000 Euro für den 
Aufbau lokaler Präventionsnetzwerke zur Verfügung. 

In diesen Gesundheitsregionen stehen Prävention 
und die Gesunderhaltung der Bevölkerung im Vor-
dergrund. Es sollen neue, innovative Wege sowie 
neue Behandlungspfade für die Patientinnen und Pa-
tienten erprobt werden. Kernstück sind gemeinwohl-
orientierte Gesundheitszentren. Community Health 
Nurses werden dort eine zentrale Rolle spielen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Gemeindeschwestern! 
Muss Englisch sein?) 

Sie sehen: Auch in Zeiten knapper Kassen stellen wir 
wichtige Weichen, um unser Gesundheitssystem zu-
kunftsfest zu machen. Wir setzen klare Prioritäten für 
mehr Prävention und Gesundheitsförderung, die Si-
cherstellung einer wohnortnahen Versorgung und 
dafür, 

(Zuruf von Karl-Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) 

unsere Krankenhäuser auch mit Blick auf den Klima-
wandel zukunftsfest aufzustellen. 

Zum guten Schluss, um das noch zu sagen: Die 
wichtige Arbeit der Aidshilfe fördern wir im Vergleich 
zum Haushaltsentwurf … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit. 

Meral Thoms (GRÜNE): … durch unseren Ände-
rungsantrag zusätzlich mit 500.000 Euro. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 
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Vizepräsident  Rainer  Schmeltzer:  
Vielen  Dank, Frau Kollegin Thoms. 
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